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Schriftlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Haftungshöchst- 
beträge nach dem Straßenverkehrsgesetz 

— Drucksache lV/3250 — 


A. Bericht des Abgeordneten Leonhard 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Hc^iftungshöchstboträge nach dem Straßenverkehrs- 
gesotz — Drucksache IV 3250 — (Antrag der Frak- 
tionen der CDU CSU, FDP vom 25. März 1965) 
wurde in der 179. Plenarsitzung des Deutschen Bun- 
destages am 5. Mai 1965 an den Wirtschaftsaus- ^ 
schuß (federführend) und zur Mitberatung an den 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
überwiesen. Die Ausschüsse haben am 20. Mai und 
am 15. Juni 1965 die Vorlage beraten. 

Beiden Ausschüsse waren einmütig der Auffas- 
sung, daß im Anschluß an das vom Deutschen Bun- 
destag kürzlich beschlossene Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften über die Pflichtversicherung für 
Kraftfahrzeughalter vom 5. April 1965 (BGBl. I 
S. 213), das am 1. Oktober 1965 in Kraft treten wird, | 
die durch den Antrag angestrebte Verbesserung der 
Rechtsstellung der Opfer von Straßenverkehrsun- 
fällen notwendig und wünschenswert sei. Zu sach- 
lichen Erörterungen führte lediglich die Frage, ob 
man nicht im Interesse der Verkehrsopfer über die 
Vorschläge des Entwurfs hinausgehen könne. 

In dieser Hinsicht haben die Ausschüsse folgen- 
des erwogen: ' 

Durch das vorerwähnte Gesetz vom 5. April 1965 , 
ist die Mindesthöhe der Versicherungssumme in der 
Pflichthaftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge für 
Personenschäden von 100 000 DM auf 250 000 DM 
erhöht worden. Dadurch ist die Möglichkeit gege- 
ben worden, auch die Haftungshöchstbeträge nach 
dem Straßenverkehrsgesetz, durch welche die Ge- 


fährdungshaftung des Kraftfahrzeughalters begrenzt 
wird, entsprechend anzuheben. Diese Haftungsgren- 
zen betrugen bisher 

im Falle der Verletzung einer einzelnen Person 
50 000 DM Kapital oder 3000 DM Jahresrente, 
im Falle der Verletzung mehrerer Personen 
150 000 DM Kapital oder 9000 DM Jahresrente. 

Der Entwurf wollte unter Beibehaltung dieses 
Systems gleichfalls eine Abstufung der Haftungs- 
höchstbeträge vorsehen, je nachdem, ob eine oder 
mehrere Personen verletzt sind, und zwar in der 
Weise, daß der Haftungshöchstbetrag sich für die 
einzelne verletzte Person auf 120 000 DM, im Falle 
mehrerer verletzter Personen auf insgesamt 250 000 
DM oder die entsprechenden Jahresrenten von 
7200 DM bzw. 15 000 DM belaufen sollte. 

Nach eingehenden Erörterungen des Für und Wi- 
der entschieden sich die Ausschüsse in ihrer Mehr- 
heit dafür, diese Abstufung fallen zu lassen und 
den Haftungshöchstbetrag bezüglich der Personen- 
schäden ohne Rücksicht darauf, ob eine oder meh- 
rere Personen verletzt werden, auf 250 000 DM zu 
bemessen. Sie gingen dabei davon aus, daß man 
zwar auf der einen Seite der bisherigen Regelung 
folgend als mögliche Obergrenze der Gefährdungs- 
haftung die Deckung durch die Mindestversiche- 
ningssLimme der Pflichthaftpflichtversicherung be- 
trachten müsse, daß man aber auf der anderen Seite 
im Interesse der Verkehrsopfer den Schutz inner- 
halb des dadurch gegebenen Spielraums soweit als 
möglich ausschöpfen solle, wie dies übrigens früher 
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bereits einmal von einem maßgebenden Vertreter i 
der Versicherungswirtschaft (vgl. Karlsruher Forum : 
1962 S. 39 40) vorgeschlagen worden war. Gegen- 
über der dadurch erzielten Verbesserung des Schut- 
zes des einzelnen Verkehrsopfers kann es nach An- 
sicht der Ausschüsse hingenommen werden, daß der 
Haftungsschutz im Falle der Verletzung einer ein- 
zelnen Person unverhältnismäßig besser ist als im 
Falle der Verletzung mehrerer Personen, ferner daß 
möglicherweise in den Fällen des § 8 a (Verletzung 
von Insassen eines Kraftfahrzeugs bei entgeltlicher 
geschäftsmäßiger Personenbeförderung) eine be- 
trächtliche Mehrbelastung des Haftpflichtigen ein- 
treten kann und auch in gewissem Umfang mit er- 
höhten Ansprüchen an den Entschädigungsfonds 
(Artikel 1 §§ 12 ff. des Gesetzes vom 5. April 1965) 
gerechnet werden muß. 

Gemäß dieser sachlichen Entscheidung ergab sich 
die Notwendigkeit, den Artikel 1 des Gesetzent- 
wurfs neu zu fassen, und zwar in der Weise, wie 
dies aus dieser Drucksache ersichtlich ist. Der bis- 
her in § 12 Abs. 1 Nr. 2 behandelte Fall der Ver- 
letzung mehrerer Personen wird nunmehr durch 
Absatz 2 Satz 1 der Neufassung geregelt; die schon 
dem bisherigen Recht bekannte Ausnahme für den 
Fall des § 8 a StVG ist beibehalten. Als Absatz 2 
Satz 2 ist sodann — lediglich mit den durch die 
Neufassung bedingten redaktionellen Änderungen 
— die Regelung des bisherigen § 12 Abs. 2 StVG 
übernommen, wonach dann, wenn infolge der Ver- 
letzung mehrerer Personen der Haftungshöchstbe- j 
trag nicht zur Deckung aller Schäden ausreicht, eine | 


der Höhe der Schadensersatzansprüche entspre- 
chende verhältnismäßige Kürzung eintritt. 

Der in Artikel 2 des Entwurfs vorgesehenen Über- 
gangsregelung, welche sachlich der entsprechenden 
Bestimmung des Artikels 7 des Gesetzes vom 
16. Juli 1957 (BGBl. I S. 710) nachgebildet ist, stimm- 
ten beide Ausschüsse zu; infolge der Fassungsände- 
rung zu Artikel 1 ergab sich lediglich die Notwen- 
digkeit, eine Verweisung zu berichtigen. Die Aus- 
schüsse waren in diesem Zusammenhang der Mei- 
nung, daß die Regelung unbillige Belastungen we- 
der für die Kraftfahrzeughalter noch für die Haft- 
pflichtversicherer zur Folge haben könne, weil die 
durch Artikel 2 ermöglichte Erhöhung der Renten 
aus alten Unfällen stets, abgesehen von anderen 
Kautelen, durch die Zumutbarkeit für den Haft- 
pflichtigen begrenzt werde; da es als ein sehr we- 
sentlicher, bei der Beurteilung der Zumutbarkeit 
maßgebender Umstand anzusehen sei, inwieweit der 
Haftpflichtige zur Zeit des Unfalls durch Haftpflicht- 
versicherung gedeckt war, werde es also zu dar- 
über hinausgehenden Belastungen nicht kommen. Es 
besteht im übrigen Anlaß, noch darauf hinzuweisen, 
daß die nunmehr eintretende Erhöhung der Min- 
destversicherungssummen nach dem Pflichtversiche- 
rungsgesetz für die Versicherungsdeckung der alten 
Unfälle unerheblich ist. 

Als den Zeitpunkt des Inkrafttretens (Artikel 4) 
haben die Ausschüsse den 1. Oktober 1965 be- 
stimmt, um das vorliegende Gesetz gleichzeitig mit 
dem Gesetz vom 5. April 1965 in Kraft treten zu 
lassen. 


Bonn, den 16. Juni 1965 


Leonhard 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3250 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1965 


Der Wirtschaftsausschuß 
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Brand 

Stellv. Vorsitzender 


Leonhard 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung der Haftungshöchst- 
beträge nach dem Straßenverkehrsgesetz 

— Drucksache IV73250 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Haftungshöchstbeträge 
nach dem Straßenverkehrsgesetz 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) in der Fassung des 
Gesetzes vom 16, Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S.710) 
wird wie folgt geändert: 

§ 12 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 treten an die Stelle der Worte 
„nur bis zu einem Kapitalbetrag von fünfzigtau- 
send Deutsche Mark oder bis zu einem Renten- 
betrag von jährlich dreitausend Deutsche Mark" 
die Worte „nur bis zu einem Kapitalbetrag von 
einhundertzwanzigtausend Deutsche Mark oder 
bis zu einem Rentenbetrag von jährlich sieben- 
tausendzweihundert Deutsche Mark". 

2. In Nummer 2 treten an die Stelle der Worte 
„nur bis zu einem Kapitalbetrag von insgesamt 
einhundertfünizigtausend Deutsche Mark oder 
bis zu einem Rentenbetrag von insgesamt neun- 
tausend Deutsche Mark" die Worte „nur bis zu 
einem Kapitalbetrag von insgesamt zweihun- 
dertiünizigtausend Deutsche Mark oder bis zu 
einem Rentenbetrag von insgesamt fünfzehntau- 
send Deutsche Mark" . 

3. In Nummer 3 treten an die Stelle der Worte 
„nur bis zum Betrag von zehntausend Deutsche 
Mark" die Worte „nur bis zum Betrag von fünf- 
zigtausend Deutsche Mark". 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Haftungshöchstbeträge 
nach dem Straßenverkehrsgesetz 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 12 des Straßenverkehrsgesetzes vom 19. Dezem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 837) in der Fassung 
des Gesetzes vom 16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 710) wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Ersatzpflichtige haftet 

1. im Falle der Tötung oder Verletzung 
eines Menschen nur bis zu einem Ka- 
pitalbetrag von zweihundertfünfzig- 
tausend Deutsche Mark oder bis zu 
einem Rentenbetrag von jährlich fünf- 
zehntausend Deutsche Mark; 


2. im Falle der Sachbeschädigung, auch 
wenn durch dasselbe Ereignis mehrere 
Sachen beschädigt werden, nur bis zum 

Betrag von fünfzigtausend Deutsche 
Mark." 
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Entwurf 


Artikel 2 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung, wenn das schädigende Ereignis vor 
seinem Inkrafttreten eingetreten ist. 

(2) Ist nach den Vorschriften des Straßenver- 
kehrsgesetzes wegen der Tötung oder Verletzung 
eines Menschen Schadenersatz zu leisten, so kann 
der Ersatzberechtigte, soweit es nach seinen Ver- 
hältnissen aus Billigkeitsgründen erforderlich ist 
und dem Ersatzpflichtigen zugemutet werden kann, 
Schadenersatz bis zur Höhe der in Artikel 1 Nr, 1 
bis 3 bestimmten Beträge auch dann verlangen, 
wenn das schädigende Ereignis vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eingetreten ist. Im übrigen fin- 
det Artikel 7 des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des Verkehrsrechts und Verkehrshaft- 
pflichtrechts vom 10. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 710) sinngemäße Anwendung. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der in Absatz 1 Nr. 1 bestimmte Höchst- 
betrag ist auch im Falle der Tötung oder Verlet- 
zung mehrerer Menschen durch dasselbe Ereig- 
nis maßgeblich; diese Beschränkung gilt jedoch 
in den Fällen des § 8 a Abs. 1 Satz 1 nicht für 
den ersatzpflichtigen Halter des Kraftfahrzeugs, 
übersteigen die Entschädigungen, die mehreren 
auf Grund desselben Ereignisses zu leisten sind, 
insgesamt die nach Satz 1 oder nach Absatz 1 
Nr. 2 maßgeblichen Höchstbeträge, so verringern 
sich die einzelnen Entschädigungen in dem Ver- 
hältnis, in welchem ihr Gesamtbetrag zu dem 
Höchstbetrag steht." 


Artikel 2 
(1) unverändert 


(2) Ist nach den Vorschriften des Straßenver- 
kehrsgesetzes wegen der Tötung oder Verletzung 
eines Menschen Schadenersatz zu leisten, so kann 
der Ersatzberechtigte, soweit es nach seinen Ver- 
hältnissen aus Billigkeitsgründen erforderlich ist 
und dem Ersatzpflichtigen zugemutet werden kann, 
Schadenersatz bis zur Höhe der in Artikel 1 be- 
stimmten Beträge auch dann verlangen, wenn das 
schädigende Ereignis vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten ist. Im übrigen findet Artikel 7 
des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts vom 
10. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 710) sinngemäße 
Anwendung. 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1965 in Kraft. 
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